Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drud^sadie 1917 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Dezember 1955 


Abschrift 


An den Herrn Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages und des 
Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 150. Sit- 
zung am 2. Dezember 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 11. November 1955 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der 
Finanzverfassung (Finanzverfassungsgesetz) 

— Drucksachen 1819, 480 Anlage I, 960 Anlage I, 1042, 1043, 1254, 
1326, 1352 — zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage er- 
gebenden Gründen einberufen wird. 


1 Anlage 


gez, von Hassel 


Bonn, den 2. Dezember 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Absdirift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. November 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


von Hassel 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Bundesrat 


Anlage 


Betr. Gesetz zur Änderung und Ergänzung der Finanzverfassung 
(Finanzverfassungsgesetz) 

§ 1 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung der Finanzverfassung (Finanzverfas- 
sungsgesetz) ist wie folgt zu ändern: 

1. Artikel 106 Abs. 1 Nr. 7 wird durch fol- 
gende Fassung ersetzt: 

„7. die Ergänzungsabgabe zur Einkom- 
mensteuer und zur Körperschaft- 
steuer in Flöhe bis zu 5 vom Fiundert 
dieser Steuern.“ 

2. Artikel 106 Abs. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(3) Vom Aufkommen der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer 
stehen ein Drittel dem Bund und zwei 
Drittel den Ländern zu.“ 

3. In Artikel 106 Abs. 4 wird Satz 2 (betref- 
fend die unter Nr. 1 bis 3 verzeichneten 
Grundsätze) gestrichen. 

4. Artikel 106 Abs. 4 Satz 3 wird Satz 2 
und erhält folgende Fassung: 

„Die Änderung des Beteiligungsverhält- 
nisses setzt ferner voraus, daß seit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes, welches das 
Beteiligungsverhältnis zuletzt bestimmt 
hat, mindestens drei Jahre vergangen 
sind; dies gilt nicht für eine Änderung 
des Beteiligungsverhältnisses nach Ab- 
satz 5.“ 
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Begründung 


1. Zu Artikel 106 Abs. 1 Nr. 7 

Die Ergänzungsabgabe ist eine zusätzliche 
Steuer vom Einkommen. Aus ihrem Wesen 
ergibt sich, daß sie nur in begrenztem Um- 
fang erhoben werden kann. Die Obergrenze 
muß im Finanzverfassungsgesetz eindeutig 
festgelegt werden. Zusätzliche Steuern vom 
Einkommen, die jenseits der Obergrenze lie- 
gen, können nicht ohne Zustimmung des 
Bundesrates erhoben werden, der nach dem 
Grundgesetz zusammen mit dem Bundestag 
die Verantwortung für die Einkommensteuer- 
gesetzgebung und für eine etwaige Erhö- 
hung der Einkommensteuern gegenüber dem 
Steuerzahler tragen muß. 

2. Zu Art. 106 Abs. 3 

Ein Bundesanteil in Höhe eines Drittels der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer er- 
scheint nach der Entwicklung von Einnahmen 
und Ausgaben des Bundeshaushalts in der 
ersten Hälfte des Rechnungsjahres 1955, ins- 
besondere mit Rücksicht auf das außerordent- 
lich günstige, die Schätzungen übersteigende 
Steueraufkommen für das Jahr 1955 ausrei- 
chend. Für das Rechnungsjahr 1956 hat der 
Bundesrat Einsparungsmöglichkeiten aufge- 
zeigt. Eine überhöhte Inanspruchnahme 
zwingt die Länder zu einer wachsenden Ver- 
schuldung. 

3. Zu Art. 106 Abs. 4 Satz 2 

Von den Regeln, nadt denen der Bundes- 
anteil bemessen werden soll, wird man eine 
Hilfe bei der Ermittlung und Festsetzung 
des Anteilsverhältnisses nicht erhoffen dür-^ 
fen. Sie arbeiten vielfadi mit unklaren Be- 
griffen, lassen nicht erkennen, was als Pro- 
grammsatz und was als Rechtssatz gelten soll. 
Die richtige Ermittlung des beiderseits not- 


wendigen Bedarfs ist ebenso schwierig wie die 
Entsdaeidung der Frage, welche Ausgaben in 
den ordentlidien und welche in den außer- 
ordentlichen Haushalt vom Bund bzw. den 
Ländern einzusetzen sind. Diese Fragen kön- 
nen jedenfalls für beide Partner nur einheit- 
lich entschieden werden. 

Ferner wird mit der Bestimmung, daß Bund 
und Länder gesondert die Ausgaben zu tra- 
gen haben, die sich aus der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben ergeben, ein neuer Verfas- 
sungssatz in das Grundgesetz eingefügt, der 
durch die Ermächtigung des Art. 107 GG 
nicht gedeckt ist. Diese neue Verfassungsbe- 
stimmung berücksichtigt nicht, daß der Bun- 
desgesetzgeber die Aufgaben der Länder mit- 
bestimmt und damit ihre Ausgaben weitge- 
hend beeinflußt. Er verstößt somit gegen den 
selbstverständlichen Grundsatz, daß der Ge- 
setzgebungsmacht auch die Kostenverantwor- 
tung folgen muß. 

4. Zu Art. 106 Abs. 4 Satz 3 

Die Auseinandersetzung über den Bundesan- 
teil fand bisher alljährlich statt und setzte 
das Verhältnis von Bund und Ländern im- 
mer wieder Belastungen aus. Die Ungewiß- 
heit über die Höhe des Bundesanteils erwies 
sich als schweres Hindernis für die Haushalts- 
planung in Bund und Ländern. Es ist deshalb 
das vornehmste Anliegen der Finanzreform, 
hier Wandel zu schaffen. Ein Zwischenraum 
von zwei Jahren, für den jeweils der Bun- 
desanteil nach der Vorlage bemessen werden 
soll, ist zu knapp. Da das Finanzverfassungs- 
gesetz rückwirkend zum 1. April 1955 in 
Kraft tritt, wird der Bundesanteil schon für 
das Haushaltsjahr 1957, also bereits Ende des 
Kalenderjahres 1956, wieder zur Sprache 
kommen. Es wird eine Dreijahresperiode 
vorgeschlagen. 




